
In dieser Sitzungswoche standen trotz noch nicht er-

folgter Regierungsbildung verschiedene wichtige 

Punkte zur Debatte an. Der Bundestag forderte die Er-

nennung eines Antisemitismusbeauftragten und be-

schloss die Einsetzung seiner Ausschüsse. Des Weite-

ren wurde gleich auch der erste Untersuchungsaus-

schuss dieser Legislaturperiode eingesetzt, der den is-

lamistischen Anschlag des Attentäters Anis Amri auf 

den Weihnachtsmarkt an der Gedächtniskirche am Ber-

liner Breitscheidplatz am 19. Dezember 2016 untersu-

chen soll. Außerdem wählte der Bundestag die Vertre-

ter für das Parlamentarische Kontrollgremium zur 

Kontrolle der nachrichtendienstlichen Tätigkeit des 

Bundes. 

Antisemitismus entschlossen bekämpfen.  

Deutschland hat eine besondere Verantwortung im 

Kampf gegen Antisemitismus. Der Bundestag bekräf-

tigt mit seinem Beschluss, dass Antisemitismus in 

Deutschland keinen Platz hat und die uneingeschränkte 

Akzeptanz jüdischen Lebens in Deutschland auch als 

ein Maßstab für gelungene Integration gilt. Deshalb 

fordern wir die Bundesregierung unter anderem dazu 

auf, einen Antisemitismusbeauftragten einzusetzen, die 

Antisemitismusprävention auf Bundesebene zu verste-

tigen sowie das Straf- und Versammlungsrecht auf aus-

reichende Befugnisse der Polizei- und Strafverfol-

gungsbehörden hin zu überprüfen. Zudem soll unter-

sucht werden, ob Integrationskurse die Problematik des 

Antisemitismus ausreichend vermitteln. Damit greifen 

wir wesentliche Forderungen auf, die der zweite Unab-

hängige Expertenkreis Antisemitismus in seinem Be-

richt im Frühjahr 2017 erhoben hat.  
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Josef Rief spricht mit Boehringer-Ingelheim 

Das Pharmaunternehmen Boehringer-Ingelheim, einer 

der größten Arbeitgeber in der Region Biberach, lud 

zum Neujahrsempfang in sein Berliner Corporate 

Office. Im Vorfeld der Veranstaltung besuchten der 

Deutschland-Chef des Unternehmens, Stefan Rinn (l.), 

und Dr. Stephan Pitum-Weber (r.) aus dem Berliner 

Büro von Boehringer-Ingelheim Josef Rief zu einem 

Gespräch.  

Boehringer-Ingelheim betreibt in Biberach einen High-

Tech-Standort für Forschung, Entwicklung, Medizin und 

Biotechnologie mit fast 6000 Mitarbeitern.■ 

Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 

Abstimmung im Plenum (Archiv): Foto: DBT / Achim Melde 

 

Nächster Sprechtag von Josef Rief:  

05. Februar 14 - 16 Uhr im Wahlkreisbüro in Biberach 

http://www.facebook.com/josefriefmdb
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Dollinger Realschule in Berlin 

Die Klasse 10a der Dollinger Realschule aus Biberach 

besuchte auf ihrer Abschlussfahrt die Hauptstadt und 

auch Josef Rief im Bundestag. Nach einem Gespräch 

mit dem Abgeordneten über aktuelle Themen wie die 

Regierungsbildung und den Einfluss von US-Präsident 

Trump auf die Weltpolitik. Im Anschluss zeigte Rief 

den Schülerinnen und Schülern die Gebäude des Bun-

destages. ■ 

Einsetzung von Ausschüssen.  

Mit dem Einsetzungsbeschluss werden die Aufgaben 

und die Größen der ständigen Ausschüsse definiert. 

Neben Ausschüssen mit besonderem parlamentarischen 

Bezug wie dem Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität 

und Geschäftsordnung werden Fachausschüsse einge-

setzt, die vor allem für die Gesetzgebungsarbeit wichtig 

sind. Dabei entspricht jedem Ressort ein Ausschuss. 

Das gewährleistet eine optimale und stringente Kon-

trolle und Begleitung des Regierungshandelns. Diesem 

Muster folgen auch Ausschüsse für Ressort-

Teilbereiche wie Tourismus oder Sport.  

Einsetzung eines 1. Untersuchungsausschusses.  

Der Anschlag, den der islamistische Attentäter Anis 

Amri auf den Weihnachtsmarkt an der Gedächtniskir-

che am Berliner Breitscheidplatz am 19. Dezember 

2016 ausführte, kostete zwölf Menschen das Leben. 55 

Personen wurden zum Teil schwer verletzt, als Amri 

einen Sattelzug auf den Weihnachtsmarkt lenkte. Um 

besser nachvollziehen zu können, wie es zu dieser wi-

derwärtigen Tat kommen konnte, richtet der Bundestag 

den ersten Untersuchungsausschuss dieser Wahlperiode 

ein. Dieser erhält im Rahmen des Zulässigen den Auf-

trag zu einer umfassenden Sachverhaltsaufklärung.  

Einsetzung des Parlamentarischen Kontrollgremi-

ums gem. Art. 45d GG.  

Auf gemeinsamen Antrag aller Fraktionen hat der Bun-

destag die Einsetzung des Parlamentarischen Gremi-

ums zur Kontrolle der nachrichtendienstlichen Tätig-

keit des Bundes (PKGr) beschlossen und legt darüber 

hinaus die Zahl der Mitglieder des PKGr für die laufen-

de 19. Wahlperiode fest. Die Zahl der Mitglieder dieses 

Gremiums soll weiterhin bei neun belassen werden. Bei 

dieser Größe stellt die Unionsfraktion drei Mitglieder 

und die SPD-Fraktion zwei Mitglieder. Die AfD, FDP, 

Linke und Grüne stellen jeweils ein Mitglied. ■ 

Meilenstein der deutsch-französischen Freundschaft 

Der 22.01.18 ist der 55. Jahrestag der Unterzeichnung 

des Deutsch-Französischen Freundschaftsvertrags 

(„Élysée-Vertrag“) durch Bundeskanzler Konrad Ade-

nauer und den französichen Präsidenten Charles de 

Gaulle. Dieser Vertrag und die Aussöhnung zwischen 

Deutschland und Frankreich stellen eine der überragen-

den Leistungen des französischen Staatspräsidenten 

und des deutschen Bundeskanzlers nach einem Jahr-

hundert mit drei Kriegen zwischen beiden Ländern dar. 

Die Präsidien des Deutschen Bundestags und der Fran-

zösischen Nationalversammlung haben entschieden, an 

diesem Tag Sondersitzungen der beiden Parlamente 

einzuberufen. Vormittags tagt der Bundestag in Berlin, 

am Nachmittag die Nationalversammlung in Paris. In 

der Debatte im Bundestag wird dabei der Präsident der 

Nationalversammlung François de Rugy sprechen, in 

der Debatte in Paris Bundestagspräsident Dr. Wolfgang 

Schäuble. Wir werden eine gemeinsame Resolution der 

beiden Parlamente verabschieden, mit der wir die Bun-

desregierung und die französische Regierung auffor-

dern, einen erneuerten Élysée-Vertrag zu erarbeiten. 

Zudem soll ein „Deutsch-Französisches Parlaments-

Abkommen“ vorbereitet und im kommenden Jahr ab-

geschlossen werden. Die deutsch-französische Freund-

schaft ist und bleibt ein unumstößliches Axiom unserer 

Außen- und Europapolitik. ■ 

Unterzeichnung Élysée-Vertrag 1963 Foto: Bundesarchiv CC 


